
Viernheimer Entschließung 
(Weitgehend übernommen aus der Schweriner Erklärung des Deutschen Städte- und Gemeindebundes vom 15.06.2026)

BUND UND LÄNDER STEHEN IN DER VERANTWORTUNG:
Kommunale Handlungsfähigkeit jetzt garantieren und nachhaltig sichern!

Die Handlungsfähigkeit der Städte und Gemeinden ist akut bedroht. In den vergangenen beiden
Jahren hatten die Kommunen in Deutschland in Summe ein Finanzierungsdefizit von 55 Milliarden
Euro zu verkraften. Der kommunale Investitionsrückstand hat im Jahr 2025 die Grenze von 200
Milliarden Euro überschritten. Die Verschuldung der Kommunen steigt weiter an. Wenn sich die
Rahmenbedingungen für die Kommunen nicht ändern, wird sich die Situation noch weiter
verschärfen. So kann und darf es nicht weitergehen!

Wo keine finanziellen Spielräume vorhanden sind, kann nicht investiert und schon gar nicht gestaltet
werden. Kommunale Selbstverwaltung braucht Spielräume und Vertrauen, aber nicht ständig neue
Vorgaben und Aufgaben.

Die Städte und Gemeinden erwarten von Bund und Ländern, diese praktizierte Verantwortungs-
losigkeit durch folgende Schritte zu beenden:

1.  Der Grundsatz „Wer bestellt, bezahlt“ muss endlich konsequent eingehalten werden.

2. Städte und Gemeinden erwarten mehr Vertrauen in die kommunale Selbstverwaltung sowie
mutige Schritte bei Entbürokratisierung und Digitalisierung. Dazu sind die notwendigen
Reformschritte in Abstimmung zwischen Bund und Ländern zu gehen.

3. Das ungebremst wachsende Finanzierungsdefizit der Kommunen ist nachhaltig und vollständig
auszugleichen. Dies kann kurzfristig über eine Soforthilfe, des Weiteren über erhöhte Steueranteile
für die Kommunen oder über eine Neuaufteilung der Ausgaben für soziale Leistungen zwischen den
staatlichen Ebenen geschehen.
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